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(Rr. 13992.) Geſetz zur Anderung des Staatsminiſtergeſetzes vom 26. April 1933 (Geſetzſamml. S. 123). 
Vom 22. September 1933. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
8 3 Abſ. 1 des Geſetzes über die Gleichſchaltung der Rechtsverhältniſſe der Staatsminiſter 
mit den Rechtsverhältniſſen der Reichsminiſter (Staatsminiſtergeſetz) vom 26. April 1933 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 123) erhält folgende Faſſung: 


Die Staatsminiſter leiſten bei der Übernahme ihres Amtes vor dem Reichskanzler 
folgenden Eid: i 
; Ich ſchwöre: Ich werde meine Kraft für das Wohl des deutſchen Volkes ein- 
ſetzen, Verfaſſung und Geſetze wahren, die mir obliegenden Pflichten gewiſſenhaft 
erfüllen und meine Geſchäfte unparteiiſch und gerecht gegen jedermann führen. 


Artikel I. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 22. September 1933. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 
Berlin, den 22. September 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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(Nr. 13993.) Geſetz über eine vorläufige Vereinfachung der Verwaltung der Hauptſtadt Berlin. Vom 


Artikel L 
Sal 
Die Zuſtändigkeiten der Stadtverordnetenverſammlung der Hauptſtadt Berlin gehen auf 
den Stadtgemeindeausſchuß, die Zuſtändigkeiten der Bezirksverſammlungen der Verwaltungs⸗ 
bezirke der Hauptſtadt Berlin auf die Bezirksämter über. 


SE 8 2. 

Die Vorſitzenden der Bezirksämter, ihre Stellvertreter und die Mitglieder der Bezirksämter 
werden von dem Oberbürgermeiſter ernannt. Sie bedürfen der Beſtätigung (Einweiſung) nach 
Maßgabe des Geſetzes über die Beſtätigung von Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände 
vom 23. Juni 1933 (Geſetzſamml. S. 217). 


** 22. September 1933. 5 
m vi j Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


83 
(1) Die Vorſchrift des § 39 zweiter Halbſatz der Städteordnung für die ſechs öſtlichen Pro⸗ 
vinzen vom 30. Mai 1853 (Geſetzſamml. S. 261) findet auf die Stadtverordnetenverſammlung der 
Hauptſtadt Berlin inſoweit keine Anwendung, als nach dieſer Vorſchrift einem Viertel der Mit⸗ 
glieder zuſteht, die Zuſammenberufung der Verſammlung zu verlangen. 
(2) Regelmäßige Sitzungen der Stadtverordnetenverſammlung und der Bezirksverſammlungen 
finden nicht ſtatt. 
D ag SA 
Soweit Beſchlüſſe der Stadtverordnetenverſammlung und der Bezirksverſammlungen bisher 
einer Genehmigung bedurften, gilt dies auch für die von dem Stadtgemeindeausſchuß und den 
Bezirksämtern gemäß § 1 gefaßten Beſchlüſſe gleicher Art. 
Artikel II. 
Sc 
Soweit Vorſitzende der Bezirksämter, ihre Stellvertreter oder Mitglieder der Bezirksämter 
durch die Bezirksverſammlungen vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits gewählt find, findet 8 2 
Satz 1 keine Anwendung, wenn ihre Einweiſung erfolgt. 
Artikel III. 
S 6. 
Das Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
8 7. 
Der Miniſter des Innern erläßt die zur Durchführung und Ausführung dieſes Geſetzes 
erforderlichen Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften. 
Berlin, den 22. September 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. i 
Berlin, den 22. September 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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(Nr. 13994.) Geſetz über die Anderung von Dienſtbezügen im Bereich der Bereitſchaftspolizei. Vom 
22. September 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
gak 


Die Beamten der Beſoldungsgruppen A 10c 2 und A 10 c 3 der Beſoldungsordnung für die 
planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten (Anlage 1 zum Preuß. Beſoldungsgeſetz vom 17. De⸗ 
zember 1927 — Geſetzſamml. S. 223 —) rücken auf Grund ihres Beſoldungsdienſtalters in den 
Dienſtaltersſtufen nicht auf. 

92 ; 

Ein Übertritt von Beamten der Beſoldungsgruppe A 10 e 3 in die Beſoldungsgruppe A 10 c 2 
nach vier Dienſtjahren findet nicht ſtatt. 

8 3. 

Die vom 15. Auguſt 1933 ab eingeſtellten Polizeianwärter erhalten eine jährliche Grund⸗ 
vergütung von 1080 RM. 

§ 4. 

(1) Die einmalige Dienſtbelohnung auf Grund der Verordnung vom 19. Juli 1928 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 189) wird nur noch in Höhe von 300 AM gezahlt. 

(2) Mit Wirkung vom 1. April 1934 ab wird die genannte Verordnung aufgehoben. 


8 5. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 22. September 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring Popitz. 
zugleich als Miniſter des Innern. 
Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 22. September 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. Juli 1933 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die „Eintracht“, Braunkohlenwerke und 
Brikettfabriken in Welzow N. L. für den Weiterbetrieb des Braunkohlenwerkes 
Werminghoff 
durch das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 32 S. 211, ausgegeben am 12. Auguſt 1933; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Auguſt 1933 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Wolf für den Ausbau eines 
Weinbergswegs 
durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 36 S. 111, ausgegeben am 9. September 1933. 


Herausgegeben vom Preußiſchen Staatsminiſterium. — Druck: Preußiſche Druckerei⸗ und 
Verlags⸗Aktiengeſellſchaft Berlin, : 
Verlag: R. von Decker's Verlag, G. Schenck, Berlin W.9, Linkſtraße 35. (Poſtſcheckkonto Berlin 9059.) 
Den laufenden Bezug der Preußiſchen Gejegjammlung vermitteln nur die Poſtanſtalten (Bezugspreis 1,— RM vierteljährlich); 
einzelne Nummern und Jahrgänge (auch ältere) können unmittelbar vom Verlag und durch den Buchhandel bezogen werden. 
Preis für den achtſeitigen Bogen oder den Bogenteil 20 Rpf., bei größeren Beſtellungen 10—40 v. H. Preisermäßigung. 
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